
• ' Bundesnetzagentur 

Beschlusskammer 9 	 Aktenzeichen· BK9-11/8164 

Beschluss 

In dem Verwaltungsverfahren nach§ 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs 1 Nm. 1, 2. 5 

und 10 ARegV 

wegen 	 Festlegung der k~lenderjähr!ichen Er!ösobergrnnzen 

für die zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) 

hat die Beschlusskammer 9 der Bundesnetzagentur für Elektnzitat. Gas, Telekom­

munikation , Post und Eisenbahnen. Tulpenfeld 4 53113 Bonn , 

durch den Vorsitzenden Helmut Fuß. 


den Beisitzer Dr Jörg Mallossek 


und den Beisitzer Roland Naas, 


gegenüber der Westfalen Weser Netz AG , Tegelweg 25, 33102 Paderborn. 

gesetzlich vertreten durch den Vorstand 

- Netzbetreiber ­
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am 03 04 2014 beschlossen· 

1 	 Die kalendefjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers werden für den 

Zeitraum vom 01.01 .2013 bis zum 31 12 2017 gemäß Anlage A1. Kalender· 

jährliche Erlösobergrenzen dieses Beschlusses festgelegt. 

2 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet, Jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres 

- erstmalig zum 01.01.2013 - die Erlösobergrenze für das Jeweilige Kalender­

jahr anzupassen, sofern sich der Verbraucherpre1sgesamtmdex nach § 8 

ARegV, dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile nach § 11 Abs. 2 S. 1 

Nr 1 bis 4. 6 bis 11 und 13, S. 3 ARegV oder volatile Kostenanteile nach§ 11 

Abs. 5 ARegV ändern 

3 	 Der Netzbetreiber ist verpflichtet den Übergang von Netzen, Netzzusammen­

schlüssen und ·aufspaltungen nach § 26 ARegV unverzughch schriftlich bei 

der Beschlusskammer anzuzeigen. 

4 	 Dem Antrag auf Gewährung ernes pauschalierten Investitionszuschlags wird 

gemäß Anlage III und Anlage A 1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, 

Zelle 054 stattgegeben 
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GRÜNDE 

1. Sachverhalt 

Die Beschlusskammer hat gemäß § 2 ARegV am 02 09.2011 von Amts wegen ein 

Verfahren zur Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs 1 und 2 ARegV e1n­

gele1tet. Die Landesregulierungsbehörde. in deren Gebiet der Netzbetreiber seinen 

Sitz hat. wurde gemaß § 55 Abs. 1 S 2 EnWG über die Einleitung des Verfahrens 

informiert. 

1. Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs. 1 ARegV 

Zum Zwecke der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen des Netzbe­

treibers hat die Beschlusskammer gemäß § 6 Abs 1 ARegV eine Kostenprufung zur 

Ermittlung des Ausgangsniveaus durchgeführt Die erforderlichen Kostendaten des 

Netzbetreibers wurden auf Grundlage der Festlegung vom 13.04.2011 (BK9-11/605­

1. ABI 08/2011. S 1438 ff) erlloben Die von der Beschlusskammer danach ermit­

telten Gesamtkosten wurden dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 17 .02.2012 mit­

geteilt. Der Netzbetreiber hat hierzu mit Schreiben vom 15 03 .2012 sowie mit Schrei­

ben vom 17.04 2012 gemäß § 67 Abs 1 EnWG Stellung genommen. Nach einge­

hender Würdigung der Stellungnahme hat die Beschlusskammer dem Netzbetreiber 

mit Schreiben vom 03 05 2012 die aus ihrer Sicht berücksichtigungsfähigen Gesamt­

kosten m1tgete1lt (Anlagen 1und II). 

Aufgrund der Änderung der Rechtslage zum 01 .01 2013 (§ 32 Abs 7 GasNEV) wa­

ren die von der Beschlusskammer nach§ 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i V.m. § 29 Abs. 2 

EnWG am 26 10.2011 bundeseinhe1tlich festgelegten Preisindizes (BK9-11 /602} 

nicht mehr heranzuziehen Stattdessen sind die Indexreihen nunmehr nach § 6a 

GasNEV zu bestimmen Für die Neuberechnung des Ausgangsniveaus war eine zu­

satzhche Abfrage der Anlagengruppen IV 1.1 bis IV 1 3 durchzuführen. Hierfür hat 

die Beschlusskammer am 10 07 .2013 in einem Schreiben alle Unternehmen. die 

Stahlrohrleitungen betreiben, aufgefordert, einen Erhebungsbogen auszufullen, in 

dem die h1stonschen Anschaffungs- und Herstellungskosten der genannten Anla­

gengruppen für die einzelnen Jahresscheiben dargestellt ist. Diese Datenabfrage 

bildete die Grundlage für die Zuordnung der entsprechenden Indexreihen 
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Daruber hinaus wird der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des 

Eigenkapitals gemaß § 32 Abs . 8 GasNEV ab dem 01.01 2013 naci-1 § 7 Abs 7 

GasNEV verzinst (§ 7 Abs . 1 S 5 GasNEV) Der Zinssatz bestimmt sich danach als 

Mittelwert des auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen 

Durchschnitts von drei durch die Deutsche Bundesbank veröffentlichten Umlaufsren­

diten . 

2. Dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 2 ARegV 

Für die Ermittlung des Anteils der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile ge­

maß § 11 Abs 2 ARegV an den Gesamtkosten gemaß § 6 Abs 1 ARegV waren wei­

tere Informationen notwendig, die beim Netzbetreiber abgefragt wurden Der Netzbe­

treiber wurde mit dem vorstehenden Schreiben aufgefordert. eine elektronisch be­

reitgestellte XLS-Datei („UELRG_KB_2010.xls") zu befüllen und diese mit dazugehö­

rigen Erläuterungen der Umbuchungen zu übermitteln . Die Übermittlung der Überlei­

tungsrechnung durch den Netzbetreiber erfolgte am 24 05 .2012 uber das Energieda­

ten-Portal der Bundesnetzagentur. 

Die Überleitungsrechnung war ausgehend von den ermittelten und konsolidierten 

Kostenwerten auszufüllen Der Netzbetreiber hatte dabei die Möghchkeit, Kostenan­

teile umzubuchen Die vorgenommenen Umbuchungen waren mit laufenden Num­

mern zu kennzeichnen und zu erläutern Die in der Überleitungsrechnung übermittel­

ten Daten wurden auf ihre Konsistenz, Plausibilität und Validität überpruft und gege­

benenfalls angepasst. 

Dem Netzbetreiber wurde mit Schreiben vom 20 08.2012 das Ergebnis der Prüfung 

mitgeteilt (Anlage IV) 

Der Netzbetreiber trägt mit E-Mail vom 24.10 2013 vor. dass 1m Rahmen der Anhb­

rung tn der Datei ,.12001170_ 1_20131022_EOG EWA.xls" Tabelle „Anlage IV" ein 

falscher Wert eingetragen sei In den Anlagen IV und V ist die Ermittlung der Auf­

wandsparameter inklusive der vorgenommenen Umbuchungen und etwaiger Korrek­

turen der Regulierungsbehörde dargestellt. 

Die Beschlusskammer hat bei der Ermittlung dei Aufwandsparameter die Verord­

nungsänderung vom 14.08.2013 nicht berücksichtigt. Bei den im Anhörungsschrei­

ben vom 22.10.2013 1n Anlage IV (Datei .,12001170_1_20131022_EOG EWA.xls) 
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ausgewiesenen Werten handelt es sich um die korrekten Werte. Diese wurden bei 

der Ermittlung des Ausgangsniveaus zugrunde gelegt und die Verordnungsanderung 

richt1gerwe1se außer Acht gelassen. 

Des Weiteren merkt der Netzbetreiber an. dass in der Datei 

„12001170_1_20131022_NB xls" Tabelle „Anlage IV" die dauerhaft nicht beeinfluss­

baren Kostenanteile. die auf tarifvertraghche Vereinbarungen . ausgeübter Betriebs­

rat- und Personalratstätigkeit und Aus- und Weiterbildung 1m Unternehmen beruhen, 

nicht angegeben sind . Bei den im Anhörungsschreiben vom 22 10 2013 in Anlage IV 

der Datei ,,12001170_ 1_20131022_NB xls" ausgewiesenen Werten handelt es sich 

um einen Ausweisfehler. der keine materiellen Auswirkungen entfaltet.In Anlage IV 

der Datei ,,12001170_1_20131022_EOG.xls" des Anhörungsschreibens vom 

22 10.2013 sind jeweils die korrekten Werte dargestellt Diese korrekten Werte sind 

ebenfalls in Anlage IV dieses Beschlusses dargestellt. 

3. Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 Abs. 3 ARegV 

Um die Ermittlung von Vergleichsparametern gemäß § 13 Abs. 3 ARegV durchführen 

zu können. war eine Strukturdatenabfrage bei allen Netzbetreibern vorzunehmen . die 

keine Genehmigung zur Teilnahme am vereinfachten Verfahren gemäß§ 24 Abs 4 

S 3 ARegV erhalten hatten. Die erforderlichen Strukturdaten der Netzbetreiber wur­

den von der Bundesnetzagentur auf Grundlage der Festlegung vorn 01 .03 .2011 

(BK9-11/603) erhoben Die Übermittlung der Strukturdaten hatte grundsätzlich bis 

zum 01.09.2011 uber das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur zu erfolgen 

Die Bundesnetzagentur hat die vom Netzbetreiber ubermittelten Daten einer Konsis­

tenz- und Plausib1litatskontrolle unterzogen. Der Netzbetreiber wurde im Falle be­

obachteter Inkonsistenzen oder unplausibler Datenübermittlungen aufgefordert . die­

se zu erläutern und sofern eine Adjustierung der Daten erforderlich war. die korn­

gierten Daten erneut unter Verwendung des Web-Formulars im Energiedaten-Portal 

der Bundesnetzagentur zu übermitteln 

Mit Schreiben vom 16.03 2012 wurde dem Netzbetreiber eine erste Datenquittung 

zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und Ge­

bietseigenschaften gemäß § 13 Abs 3 ARegV übersandt. Die Bundesnetzagentur 

hat dabei die auf Konsistenz und Plausibilität geprüften Daten des Netzbetreibers . 

die hieraus errechneten Datengrößen. die übermittelte Liste der Amtlichen Gemein-
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deschlussel des Versorgungsgebiets {AGS-L1ste}. die im Falle der Teilversorgung 

einzelner AGS ubermittelten relevanten Versorgungsgebietsgrenzen sowie die Abbil

dung des Versorgungsgebiets übermittelt. Dem Netzbetreiber wurde Gelegenheit zur 

Stellungnahme gegeben. Nach Wi.Jrdigung der eingegangenen Stellungnahme hat 

die Bundesnetzagentur dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 30.05 2012 eine zwei­

te Datenquittung i.Jbersandt Diese enthielt ermittelte Werte zur Bevölkerungszahl, zu 

den Bodenklassen sowie zur Höhe. Neigung , Straßenlänge, Schienenlänge und An­

zahl an Brücken des Versorgungsgebietes. Die Bundesnetzagentur hat ferner in die­

se zweite Datenquittung auf Anregung der Netzbetreiber die potenzielle zeitgleiche 

Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen aufgenommen. Auch zu dieser zweiten Da­

tenquittung wurde dem Netzbetreiber Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben Et­

waige durch Netzbetreiber geltend gemachte und begründete Korrekturen wurden 

berücksichtigt 

Bei den Schreiben zur Datenquittung 1Nurde jeweils darauf hingewiesen. dass die 

Bundesnetzagentur im Falle einer unterbleibenden Äußerung die in den Datenquit­

tungen enthaltenen Strukturdaten der Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der 

Effizienzwerte zu Grunde legen wird . 

4. 	 Effizienzvergleichsmodell und Ausgestaltung der Methoden gemäß Anla­

ge 3 ARegV 

Das Beraterkonsortium Frontier Econom1cs/Consentec/ite hat auf Grundlage der er­

hobenen Daten em Effizienzvergleichsmodell entwickelt. Am 28 09.20·12 fand in den 

Räumlichkeiten der Bundesnetzagentur eine Anhörung mit den Wirtschafts- und Ver­

brauchervertretern gemäß § 12 Abs 1 S 2 ARegV zur Ausgestaltung der in Anlage 3 

zu § 12 ARegV aufgeführten Methoden zur Effizienzwertermittlung statt Den Wirt­

schafts- und Verbrauchervertretern wurde die Möglichkeit zur schriftlichen Stellung­

nahme bis zum 19 10.2012 eingeraumt. Bei der Bundesnetzagentur sind insgesamt 

5 Stellungnahmen eingegangen. 

In den Stellungnahmen wurde insbesondere vorgetragen . dass weitere Analysen 

vorgenommen werden müssten . Neben Tests aller rn der Datenabfrage erhobenen 

Werte als mögliche Parameter müsse insbesondere eine Untersuchung der Mess

stellen und des City-Effekts erfolgen Auch sei der Einfluss der ehemaligen regiona-

­

­
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len Fernle1tungsnetzbetreiber zu untersuchen Der Parameter Bodenklasse 456 

müsse alternativ über die Leitungslänge anstelle der versorgten Fläche ermittelt wer­

den. Ferner seien weitere Norm1erungsfaktoren neben den Ausspeisepunkten zu 

testen Ein Netzbetreiber forderte die Berücksichtigung eines Parameters zur E1nbe­

z1ehung regionaler Besonderheiten des Lohnniveaus 

Im Hinblick auf die Kostentreiberanalyse wurde vorgetragen . dass die Beurteilungs­

kriterien für die Durchführung der OLS (ordinary least squares, Methode der kleins­

ten Quadrate) erläutert werden müssten und alle in der Datenabfrage erhobenen 

Werte als mögliche Kostentreiber zu untersuchen seien 

Zur Durchführung der Stochastischen Frontier Analyse (SFA) wurde unter anderem 

vorgetragen. dass die methodischen Grundannahmen einer weiteren Überprüfung 

zuzuführen seien. So müssten die Annahmen zur Verteilung des lneffizienzterms 

begründet und die Exponentialverteilung getestet werden. Die Annahmen der Ska­

lenertrage aus Schätzergebnissen seien nicht nachvollziehbar. Im Rahmen der Aus­

re1ßeranalyse solle der Grenzwert für Cooks Distance weniger streng gesetzt werden 

Im Hinblick auf die Dateneinhüllungsanalyse (DEA) wurde vorgetragen. dass insofern 

die Durchführung einer Second-Stage Analyse notwendig sei. Das Strukturdatum 

„Leitungen in km, die nicht als Parallelverlegung verlegt sind", solle als Parameter 

einfließen . Auch habe eine Analyse der Outputgew1chte sowie der Unternehmens­

gewichte (Lambdas) stattzufinden. Schließlich wird angemerkt. dass ein Modell mit 

68 Netzbetreibern unterhalb der Mindesteffizienz von 60% nicht robust und plausibel 

sein könne. 

Allgemeiner wird vorgetragen, eine detaillierte Dokumentation der Berechnungser­

gebnisse - auch unter Bezugnahme auf die Ergebnisse des ersten bundesweiten 

Effiz1enzvergle1chs - sei notwendig . Ebenso müsse eine detailliertere Dokumentation 

der Effizienzwertberechnung der Ausreißer erfolgen 

5. 1. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber unter anderem mit Schreiben vom 

17.02.2012 Gelegenheit gemäß§ 67 Abs. 1 EnVVG gegeben, sich zu der beabsichti­

gen Entscheidung der Beschlusskammer zu äußern. Der Netzbetreiber hat unter an­

derem mit Schreiben vom 15.03 2012 Stellung genommen. 
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Der Netzbetreiber tragt in seiner Stellungnahme insbesondere vor, das gewählte Ver­

fahren, das nach den Vorgaben der ARegV durchgeführt worden sei , weise im Hin­

bhck auf die Behandlung von strukturell nicht vergleichbaren Unternehmen Mängel 

auf, die insbesondere in der DEA zu teilweise erheblichen Verzerrungen führen durf­

ten Dies stelle einen Verstoß gegen § 21 a Abs 2 Satz 4 EnWG dar, der eine struk­

turelle Vergleichbarkeit der Netzbetreiber fordere 

Hinsichtlich der Einzelheiten des Verfahrens wird auf die Verfahrensakte verwiesen 

6. Bestimmung der Zu- und Abschläge gemäß §§ 5 Abs. 4, 34 Abs. 2 ARegV 

Gemäß der Festlegung der Erlösobergrenzen der ersten Reguherungsperiode hatte 

der Netzbetreiber jährlich zum 01 Januar die Anpassungen der Erlösobergrenzen 

nach § 4 Abs. 3 ARegV sowie die den Anpassungen zugrunde liegenden Änderun ­

gen von dauerha~ nicht beeinflussbaren Kostenantei!eri nach § 4 A.bs. 3 S 1 ,A,RegV 

mitzuteilen Ferner hatte er jeweils zum 30 Juni des darauf folgenden Kalenderjah­

res die zur Führung des Regulierungskontos nach § 5 ARegV notwendigen Daten 

rn1tzute1len. Die Beschlusskammer hat auf dieser Basis die gemeldeten Anpassun­

gen nach § 4 Abs 3 ARegV überprüft und offene Fragen mit dem Netzbetreiber ge­

klärt. Sodann wurden die unter Berücksichtigung aller möglichen Anpassungen (§ 4 

Abs 3. 4. § 26 ARegV) von der Beschlusskammer ermittelten zulässigen Erlöse für 

das Jahr 2010 dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 01 08.2011 sowie für das Jahr 

2011 mit Schreiben vom 24.04.2013 mitgeteilt. Der Netzbetreiber wurde aufgefordert. 

der Beschlusskammer binnen 2 Wochen nach Zugang des Schreibens mitzuteilen , 

ob Korrekturbedarf an den ermittelten zulässigen Erlösen besteht. Eine darauf basie­

rende etwaige Änderung der ermittelten zulässigen Erlöse wurde dem Netzbetreiber 

ggf mitgeteilt Abschließend hat die Beschlusskammer die gemaß §§ 5 Abs. 4. 34 

Abs . 2 ARegV bei der Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der 

zweiten Regulierungspenode zu berücksichtigenden Zu- bzw. Abschläge ermittelt 

7. 2. Anhörung 

Die Beschlusskammer hat dem Netzbetreiber mit Schreiben vom 22.10 2013 Ge!e 

genhe1t gemaß § 67 Abs 1 EnWG gegeben, sich zu der beabsichtigen Entscheidung 

der Beschlusskammer zu außern. Dem Anhörungsschreiben war eine CD mit den 
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aktualisierten Strukturparameter beigefügt. die insbesondere die Aktualisierung der 

Bildung von Teilnetzen abbilden und die dem Effiz1enzvergle1ch zu Grunde gelegt 

worden sind ln dem Schreiben führt die Beschlusskammer aus, dass in der Vergan­

genheit bereits Teilaspekte der geplanten Festlegung (z B. die Ermittlung des Aus­

gangsniveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV) angehört worden seien Bislang nicht ange­

hörte Aspekte waren insbesondere die Änderungen des Ausgangsniveaus gemäß § 

6 Abs 1 ARegV aufgrund der Änderung der GasNEV durch die Verordnung vom 

14.08 2013 und die Bestimmung des Zu- und Abschläge gemäß §§ 5 Abs . 4, 34 


Abs 2 ARegV. 


Der Netzbetreiber hat unter anderem mit E-Mail vom 19.11 .2013 Stellung genom­


men. Hierin führt er aus. dass in der Anlage A 1 Kalenderjährliche Erlösobergrenzen 


dort 1n der Anlage IV Überleitung der Gesamtkosten zu den dauerhaft nicht beein­


flussbaren Kostenanteilen für den Wert Netzkosten 1 b nach Abzug kostenmindern­


der Erlöse ein falscher Wert ausgewiesen wird . 


Der Netzbetreiber führt weiter aus. dass in der Anlage 1-NB bei der Überleitung der 


Gesamtkosten zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen (Anlage IV) 


nicht alle Kosten angegeben sind und daher in der Anlage V der Wert der Auf­


wandsparameter zu hoch ist. 


Im Rahmen der Stellungnahme zeigt der Netzbetreiber ebenfalls bei der Berechnung 


des Regulierungskontos Korrekturbedarf an . 


11. 	 Rechtliche Würdigung 

1. 	 Zuständigkeit 

Die Bundesnetzagentur ist gemäß § 54 Abs 1 EnWG die zuständige Regulierungs­

behörde Die Zuständigkeit der Beschlusskammer ergibt sich aus § 59 Abs . 1 S. 1 

EnWG 

2. 	 Ermittlung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen 

nach § 4 ARegV 

Die Festlegung der Er!osobergrenzen des Netzbetreibers fur die zweite Regulie­

rungsperiode Gas erfolgt auf Grundlage des § 29 Abs 1 i V.m § 32 Abs 1 Nr 1 und 

§ 4 Abs . 1 und 2 ARegV 
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Die Regulierungsbehörde bestimmt die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse 

eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlbsobergrenze) gemäß § 4 Abs.1 

ARegV nach Maßgabe der §§ 5 bis 16 und 25 ARegV. Die Bestimmung der kalen­

derjährlichen Erlösobergrenzen erfolgt durch Festlegung nach § 32 Abs. 

1 Nr 1 ARegV i.V.m § 29 Abs . 1 EnWG. 

Gemäß § 1 Abs . 1 ARegV werden die Entgelte für den Zugang zu Energieversor­

gungsnetzen ab dem 01 01 .2009 tm Wege der Anretzregulierung bestimmt Die zwei­

te Regulierungspenode der Anreizreguherung dauert funf Jahre (§ 3 Abs 2 ARegV) 

Die Beschlusskammer bestimmt die Erlösobergrenze für jedes Kalenderjahr der ge­

samten Regulierungsperiode (§ 4 Abs 2 S. 1 ARegV) Die kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen des Netzbetreibers in der zweiten Regulierungsperiode Gas (2013 bis 

2017) ergeben sich aus Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen 

E112 bis 1112. 

Die Bestimmung der kalenderjährltchen Erlösobergrenzen des Netzbetreibers erfolgt 

in der zweiten Regulierungsperiode gemäß § 7 ARegV in Anwendung der in Anlage 

1 zu § 7 ARegV enthaltenen Regulierungsformel 

EO 1 = KA dr10 1 (KA vnt.o .!-(1- V 1) · KA oo ) · ( ~;II ~ - PF 1)-EF1+Q1 + (VK 1 - VK o) + S 1 

Zur Bestimmung der Erlösobergrenzen ist in einem ersten Schritt das Ausgangsni­

veau gemäß § 6 Abs. 1 ARegV zu bestimmen. Daraufhin sind die dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile (K dnb 1), die vorubergehend nicht beeinflussbaren 

(KA vnb o) und die beeinflussbaren Kosten (KA b,o) zu ermitteln. Zur Gewährleistung 

des gle1chmaßigen Abbaus der beeinflussbaren Kosten ist sodann der Verteilungs­

faktor (V 1) gemäß§ 16 Abs.1 ARegV zu bestimmen. Im Anschluss sind die weiteren 

Bestandteile der Formel zu ermitteln, also der Wert für die um den sektoralen Pro­

duktivitätsfortschritt (PF 1) bereinigten allgemeinen Geldwertentwicklung (VPI 1/ VPI 0) 

nach §§ 8 und 9 ARegV, der Erweiterungsfaktor (EF 1) nach § 10 ARegV, ggf. das 

Qualitatselement (Q 1) nach § 18 ff ARegV sowie der Saldo des Reguherungskontos 

(S 1) nach§ 5 Abs.4 ARegV 

Eine Darstellung der in der Regulierungsformel verwendeten Werte und der für die 

zweite Reguherungspenode ermittelten kalenderjährlichen Erlosobergrenzen des 

Netzbetreibers findet sich in Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen. 
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2.1. 	 Bestimmun~ 
~ 

des Ausaanasniveaus .... - zur Ermittluno .., der ka­

lenderjährlichen Erlösobergrenzen nach § 6 ARegV 

Die Bestimmung des Ausgangsniveaus zur Ermittlung der Erlösobergrenze erfolgt 

auf Grundlage des § 6 ARegV. Fur die zweite Regulierungspenode ist gemäß § 6 

Abs. 1 ARegV eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teils 2 Abschnitt 1 

GasNEV durchzuführen. 

Die Kostenprüfung erfolgt nach § 6 Abs. 1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor 

Beginn der Regulierungsperiode auf der Grundlage der Daten des letzten abge­

schlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemaß § 6 Abs 1 S 4 ARegV das Kalen­

deqahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endet, als 

Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprüfung auf der 

Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010 

Das von der Beschlusskammer ermittelte Ausgangsrnveau des Basisjahres 2010 

ergibt sich aus den Anlagen 1und II 

2.2. 	 Ermittlung der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenan­

teile nach § 11 Abs. 2 ARegV 

Von dem gemäß § 6 Abs . 1 ARegV ermittelten Ausgangsniveau ist die Höhe der 

nach § 11 Abs 2 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile 1rn Basisjahr 

der jeweiligen Regulierungsperiode (KA dnb o) zu bestimmen 

Auf Grundlage der Überleitungsrechnung wurde der in den gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 2 

ARegV ermittelten Gesamtkosten enthaltene Anteil der dauerhaft nicht beeinflussba 

ren Kostenanteile gemäß § 11 Abs 2 ARegV ermittelt Es wurden dabei die nachfol

gend aufgeführten Kostenanteile berücksichtigt 

2.2.1. 	 Konzessionsabgaben (S. 1 Nr. 2) 

Konzessionsabgaben sind gemäß § 11 Abs 2 S 1 Nr 2 ARegV dauerhaft nicht be­

einflussbare Kostenanteile. Konzessionsabgaben sind Entgelte, die Energieversor­

gungsunternehmen für die Einräumung des Rechts zur Benutzung öffentlicher Ver-

­

­

­
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kehrswege fur dte Verlegung und den Betrieb von Leitungen , die der unmittelbaren 

Versorgung von Letztverbrauchern im Gemeindegebiet mit Energie dienen , entrich­

ten (§ 48 Abs. 1 EnWG). Neben den entstehenden Kosten sind auch die erzielten 

Erlöse zu berücksichtigen (BR-Drs . 417/07 , S 51) . Oie Beschlusskammer geht davon 

aus, dass sich diese Kosten und Erlöse regelmäßig ausgleichen Grund dafür ist 

dass die von den Netzbetreibern aufgewendeten Kosten für Konzessionsabgaben 

den Netznutzern rn gleicher Höhe in Rechnung gestellt werden Folglrch handelt es 

sich bei der Konzessionsabgabe um einen durchlaufenden Posten. Den Kosten 

müssen damit Erlöse in gleicher Höhe entgegenstehen 

2.2.2. 	 Betriebssteuern (S. 1 Nr. 3) 

Betnebssteuern 1m Sinne des § 11 Abs 2 S 1 Nr. 3 ARegV sind alle Steuern. die rn 

der Steuerbilanz abzugsfähige Betriebsausgaben srnd (BR-Drs 417/07 . S 51) . Steu­

ern sind gemaß § 3 Abs . 1 AO Geldleistungen , die nicht eine Gegenleistung für eine 

besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich-rechtlichen Gemeinwesen 

zur Erzielung von Einnahmen allen auferlegt werden, bei denen der Tatbestand zu­

trifft. an den das Gesetz die Leistungspfltcht knüpft. Dementsprechend unterfallen 

etwa Grundsteuern. die Kfz-Steuer oder Energiesteuern der Regelung des § 11 Abs. 

2 S. 1 Nr. 3 ARegV Die kalkulatorische Gewerbesteuer gemäß § 8 GasNEV stellt 

keine Betriebssteuer nach § 11 Abs. 2 S 1 Nr 3 ARegV dar (siehe BGH, Beseht v. 

09.07.2013 , EnVR 37/11) 

2.2.3. 	 Kosten für die Inanspruchnahme der vorgelagerten Netz­

ebene (S. 1 Nr. 4) 

Dre Kosten aus erforderlicher Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen sind ge­

mäß § 11 Abs 2 S 1 Nr 4 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. 

Diese Kosten umfassen die aus vorgelagerten Netzebenen auf nachgelagerte Netz­

ebenen uberwalzten Kostenanteile (vorgelagerte Netzkosten) 
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2.2.4. Genehmigte Investitionsmaßnahmen (S. 1 Nr. 6) 

Kosten aus genehmigten Investitionsmaßnahmen nach § 23 ARegV sind gernäß § 

11 Abs. 2 S. 1 Nr. 6 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile 

2.2.5. Kostenwälzung Biogas (S.1 Nr.Ba) 

Die durch die Einspeisung von Biogas verursachten Kosten werden gemäß § 20b 

GasNEV auf alle Netze innerhalb des Marktgebietes umgelegt. Der damit verbunde­

ne Wälzungsmechanismus ist durch die Vertragspartner in § 7 und den dazugehöri­

gen Anlagen 6 und 7 der KoV vom 30.06.2011 vertraglich festgelegt worden. Eine 

detaillierte Beschreibung des Wälzungsprozesses erfolgt in dem 

BDEWNKU/GEODE-Leitfaden ,,Kostenwälzung Biogas". Demnach finden auf die 

Kosten der Biogaswälzung alle Regelungen für vorgelagerte Netzkosten und somit 

& 
~ 

11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 AReaV 
-

analoa 
V 

Anwenduna 
~ 

. 

2.2.6. Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinba­

rungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit 

vor dem 31.12.2008 abgeschlossen worden sind (S. 1 Nr. 9) 

Kosten aus betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und 

Versorgungsleistungen, soweit diese in der Zeit vor dem 31 . Dezember 2008 abge­

schlossen worden sind, sind gemäß § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile. Damit sind lediglich kollektivarbeitsrechtliche Vereinba­

rungen von der Regelung des § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 9 ARegV umfasst; einseitig ge­

währte Leistungen oder Kosten aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen können nicht 

als dauerhaft nicht beeinflussbare Kosten qualifiziert werden. 

Nicht als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile sind solche Kosten anzuse­

hen, die nicht durch Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen sondern durch elemen­

tare Lohnbestandteile begründet werden . 

Des Weiteren geht die Beschlusskammer davon aus. dass von dieser Regelung nur 

Jene Mitarbeiter erfasst werden , die auf Grundlage eines Arbeitsvertrages direkt bei 

dem Netzbetreiber tätig sind 
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Da dre Überleitung von Arbeitnehmern auf den rechtlich selbständigen Netzbetreiber 

zum 31 12 2008 aus den verschiedensten Gründen noch nicht vollständig abge­

schlossen war, wurde für die erste Regulierungspenode eine Übergangsregelung 

akzeptiert Es war danach zulässig, die Kosten für betrieblich und tanfvertraglich ge­

regelte Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen von Mitarbeitern als dauerhaft nicht 

beeinflussbare Kostenanteile auszuweisen. die noch nicht unmittelbar berm Netzbe­

treiber beschäftigt waren , deren Tätigkeit aber ausschließlich für den jeweiligen 

Netzbetreiber erfolgte und deren endgültige Überleitung in ein arbeitsvertragliches 

Beschaftlgungsverhaltnis beim Netzbetreiber angestrebt war. Wallte der Netzbetrei­

ber von dieser Ubergangsregelung Gebrauch machen. so hatte er nachvollziehbar 

darzulegen und zu quantifizieren, welche Mitarbeiter ausschließlich für das Netz tätig 

waren und bis zum Abschluss der ersten Regulierungsperiode auf den Netzbetreiber 

1m oben genannten Sinne übergeleitet werden sollten. 

Mit Beginn der zweiten Regulierungsperiode werden daher nur noch die Lohnzusatz­

und Versorgungsleistungen derjenigen Mitarbeiter als dauerhaft nicht beeinflussbare 

Kostenanteile nach § 11 Abs.2 S.1 Nr 9 bis 11 ARegV berücksichtigt, die unmittelbar 

beim Netzbetreiber tätig sind 

2.2.7. Kosten der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs-

und Personalratstätigkeit (S. 1 Nr. 10) 

Kosten für die 1m gesetzlichen Rahmen ausgeübte Betriebs- und Personalratstätig­

keit sind gemäß § 11 Abs 2 S 1 Nr 10 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar Kos­

ten, die nicht typischerweise für Betriebs- oder Personalratstat1gkeiten anfallen . sind 

somit nicht von der Regelung umfasst 

2.2.8. Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter­

nehmen und von Betriebskindertagesstätten für Kinder der im Netzbetreich 

beschäftigten Betriebsangehörigen (S. 1 Nr. 11) 

Kosten der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebs­

kindertagesstätten für Kinder der im Netzbereich beschäftigten 8eirlebsangehongen 

sind gemäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr 11 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbar Kosten, die 

nicht typischerweise für Berufs- und Weiterbildung bzw. für die Betnebskindertages-
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statte für Kinder der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen anfallen, sind 

somit nicht von der Regelung umfasst 

2.2.9. 	 Pauschalierter Investitionszuschlag (S. 1 Nr.12) 

Kosten aus pauschalierten Investitionszuschlägen nach Maßgabe des § 25 ARegV 

sind gemäß§ 11 Abs 2 Nr 12 ARegV dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile. 

2.2.10. 	 Netzanschlusskostenbeiträge und Baukostenzuschüsse 

(S. 1 Nr. 13) 

Erlese des Netzbetreibers aus der Auflosung von Netzanschlusskostenbeiträgen 

nach § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GasNEV und Baukostenzuschüssen nach § 9 Abs. 1 S . 1 

Nr. 4 GasNEV sind gemäß § 11 Abs 2 S 1 Nr. 13 ARegV dauerhaft nicht bee1n· 

flussbare Kostenanteile Diese sind gemäß § 9 Abs 1 S 2 GasNEV über eine Dauer 

von 20 Jahren linear aufzulösen 

2.2.11. 	 Kalkulatorische Kapitalkosten 

Kalkulatorische Kapitalkosten für Investitionen in Altanlagen gemäß § 6 Abs . 1 S 3 

GasNEV zählen nicht zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen gemäß 

§ 11 Abs. 2 ARegV 

2.2.12. 	 Zusammenfassung 

Folgende Kostenpositionen aus der Überleitungsrechnung wurden bei der Ermittlung 

der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile berücksichtigt: 

1 

1

 

 

 Löhne und Gehälter 


 

1

§11Abs. 2
ARegV ~ Kostenpositionen (BAB) 

Materialkosten 
davon Aufwendungen für bezogene Leistungen 

S. 1Nr. 4 
Personalkosten 
Aufwendungen an vorgelagerte Netzbetreiber1.1.2.1.

1.2 1. 	
der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten 

Betriebs- und Personalratstätigkeit 

S. 1 Nr. 101.2.1.1.

S. 1 Nr. 111.2.1.2. der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unter-

1.2 
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1 

1

j,..  

 

1 

.

!nehmen 

1 
' 

§11Abs. 2
ARegV Kostenpositionen (BAB) 

Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorqunq und für UnterstützunQ 

1.2.2. 

davon betrieblichen und tarifvertraglichen Verein­
barungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistun-
gen, soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dez. 2008 
abgeschlossen worden sind 

1.2.2.3 S. 1 Nr. 9 

davon Betriebskindertagesstätten für Kinder 
der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehöri-
gen 

1.2.2.4 S. 1 Nr. 11 

Ansetzbare betriebliche Steuern (außer Gewerbe­
steuer, Körperschaftsteuer, Einkommensteuer und 
Solidaritätszuschlaa) 

1.4. S. 1 Nr. 3 

1 5 Sonstige betriebl iche Kosten 

davon auf eine wirksame Verfahrensregulierung

gemäß § 11 Abs. 2 S. 3 ARegV entfallende Kosten 1.5.Sa 5.3

1.5.7. davon Konzessionsabgaben S. 1 Nr. 2 
5 Kostenmindernde Erlöse und Erträge 
5.1. Erhobene Konzessionsabgaben S. 1 Nr. 2 

Erlöse aus Auflösung von Netzanschlusskostenbei­
trägen 5.4. S. 1 Nr. 13 

5.5. Erlöse aus Auflösung von Baukostenzuschüssen S. 1 Nr. 13 

In Anlage IV sind die vom Netzbetreiber vorgenommenen Umbuchungen der Kosten 

(Minus/ Plus) zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen gemäß § 11 

Abs . 2 ARegV dargestellt. Oie Beschlusskammer hat diese Umbuchungen überpruft 

und folgende Korrekturen vorgenommen: 

Umbuchung 

Zei le Nr.: 

Zeile 29 
und 35 

Zeile 29 
und 35 

Betrag 

[EUR] 

Sachverhalt Begründung der Korrektur der Umbuchung 
durch die BNetzA 
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Zeile 29 
und 35 

Zeile 33 
und 35 

Dre Höhe der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile gemäß § 11 Abs.2 

ARegV an den dem Ausgangsniveau nach § 6 Abs. 1 ARegV zu Grunde liegenden 

Gesamtkosten ist Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zelle 860 zu 

entnehmen 

2.3. Ermittlung der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kos­

tenanteile nach§ 11 Abs. 3 ARegV 

Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile (KA vnb. o) gelten gemäß 

§ 11 Ahs. 3 S. 1 ARegV die mit dem nach § 15 ARegV ermrttelten bereinigten Effrzi­

enzwert (EW) multiplizierten Gesamtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nrcht be­

einflussbaren Kostenanteile (KA dnb o) Somit gilt. 

KA vnb.o = (GK - KA dnb, o) * EW 
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In diesen sind gemäß § 11 Abs. 3 S. 2 ARegV die auf nicht zurechenbaren strukturel­

len Unterschieden der Versorgungsgebiete beruhenden Kostenanteile enthalten. Die 

Höhe der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1. Kalenderjähr­

liche Erlösobergrenzen, Zelle 076 zu entnehmen. 

2.3.1. Effizienzwertermittlung nach§§ 12 bis 15 ARegV 

Ein wesentliches Element der Anreizregulierung ist die Bestimmung der Effizienzwer­

te der Verteilernetzbetreiber nach Maßgabe der §§ 12 bis 15 ARegV. 

Die Ermittlung des individuellen Effizienzwertes erfolgt für alle Verteilernetzbetreiber, 

die nicht am vereinfachten Verfahren nach § 24 ARegV teilnehmen, auf Grundlage 

des sich aus dem Effizienzvergleich nach §§ 12 bis 14 ARegV i.V.m. Anlage 3 zu 

§ 12 ARegV ergebenden Wertes. 

Die Bundesnetzagentui hat vor Beginn der Regulierungsperiode einen bundesweiten 

Effizienzvergleich mit dem Ziel durchgeführt, die unternehmensindividuellen Effizi­

enzwerte aller Verteilernetzbetreiber zu bestimmen (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Der 

Effizienzvergleich für Verteilernetzbetreiber wurde durch die Bundesnetzagentur un­

ter Berücksichtigung der in Anlage 3 zu § 12 ARegV genannten Vorgaben sowie 

nach Maßgabe des § 12 Abs. 2 bis 4a und der §§ 13 und 14 ARegV durchgeführt. 

Unter Verwendung der in Anlage 3 zu§ 12 ARegV aufgeführten Methoden soll durch 

eine den Maßgaben des § 13 ARegV entsprechende Kombination von Vergleichspa­

rametern die Versorgungsaufgabe des Netzbetreibers möglichst gut abgebildet wer­

den. 

Ergeben sich künftig auf Grund rechtskräftiger gerichtlicher Entscheidungen nach­

trägliche Änderungen des nach § 6 ARegV ermittelten Ausgangsniveaus , so bleibt 

der Effizienzvergleich von diesen nachträglichen Änderungen unberührt 

(§ 12 Abs.1 S. 3 ARegV). 

Das Ergebnis des Effizienzvergleichs ermöglicht es dem Netzbetreiber, seine relative 

Effizienz im Vergleich zu allen anderen am Effizienzvergleich teilnehmenden Netzbe­

treibern zu erfahren. Aus dem Ergebnis des Effizienzvergleichs kann jedoch nicht 

abgeleitet werden. welche konkreten Faktoren zu einer Veränderung der jeweiligen 

Effizienz führen. Gemäß der Anreizregulierungsverordnung ist es insbesondere nicht 

Aufgabe der Regulierungsbehörde, den Netzbetreibern diesbezüglich Informationen 
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oder konkrete Handlungsempfehlungen zur Steigerung ihrer individuellen Effizienz 

aufzuzeigen 

2.3.1.1. Methodik des Effizienzvergleichs 

Der bundesweite Effizienzvergleich wurde von der Bundesnetzagentur nach den me­

thodischen Vorgaben der§§ 12 bis 14 1.V.m. Anlage 3 zu§ 12 ARegV durchgeführt. 

Die Bundesnetzagentur hat nach Durchführung einer Kostentre1beranalyse ein soge­

nanntes „doppeltes duales Benchmarking'' (vgl. § 12 Abs. 4a ARegV) vorgenommen. 

1n dem einerseits die Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten 

(Kosten nach §§ 14 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 i.V.m Abs. 2 ARegV) und andererseits die 

Aufwandsparameter ohne Standard1s1erung der Kapitalkosten (Kosten nach § 14 

Abs.1 Nr. 1 und 2 ARegV) jeweils zwei methodisch unterschiedlichen mathemat1· 

sehen Effizienzanalysen (Data Envalopment Analysis - DEA und Stochastic Front1er 

Analysis - SFA) unterzogen wurden . Die nach § 13 Abs 3 und 4 ARegV ermittelten 

Vergleichsparameter blieben dabei jeweils unverändert 

Die Robustheit des Effizienzvergleichs wurde unter anderem durch die komplemen­

täre Nutzung der oben genannten Vergleichsmethoden gewährleistet Es wurden 

somit insgesamt vier Einzeleffizienzanalysen durchgeführt. Zugunsten des Netzbe­

treibers wurde zudem davon ausgegangen, dass das beste Ergebnis der insgesamt 

vier Einzeleffizienzanalysen die Effizienz des Unternehmens abbildet (vgl. § 12 

Abs. 3 und Abs. 4a S 3 ARegV). 

Fur Netzbetreiber. die 1m Effizienzvergleich als eff1Z1ent ausgewiesen werden. gilt 

gemäß Anlage 3 Nr. 2 zu § 12 ARegV ein Effizienzwert von 100 Prozent. für alle an­

deren Netzbetreiber ein entsprechend niedrigerer Wert 

Es wurde eine Ausreißeranalyse durchgeführt Ausreißer mit einer besonders hohen 

Effizienz erhielten den Höchsteffizienzwert von 100 Prozent (§ 12 Abs 1 i.V .m Anla­

ge 3 Nr 5 zu § 12 ARegV) Ausreißer mit erner niedrrgen Effizienz von unter 60 Pro· 

zent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent (§ 12 Abs . 4 S. 1 1.V.m 

Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV) 

Die Eff1zienzvergle1che werden getrennt für Strom- und Gasverteilernetze durchge­

führt (§ 12 Abs. 1 S 1 ARegV). Oie Ermittlung der Effizienzwerte erfolgte unter Ein · 
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beziehung aller Druckstufen oder Netzebenen Es erfolgte keine Ermittlung von Tei­

leffizienzen für die einzelnen Druckstufen (§ 12 Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr.3 zu 

§ 12 ARegV) . 

Methodische Grundlagen 

Die Bundesnetzagentur hat mit der Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment 

Analysis - DEA) und der stochastischen Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier 

Analysis - SFA) zwei wissenschaftlich anerkannte Methoden zur Durchführung eines 

Effizienzvergleiches verwendet(§ 12 Abs. 1 i V.m. Anlage 3 Nr. 1 zu§ 12 ARegV). In 

beiden Analysemethoden orientieren sich alle Unternehmen an den - nach Maßgabe 

der Ausre1ßeranalyse - effizientesten Unternehmen (sogenannte Frontierunterneh­

men} . 

Die Regelung der Anlage 3 Nr 2 zu § 12 ARegV. nach der die Effizienzgrenze von 

den Netzbetreibern mit dem besten Verhältnis zwischen netzwirtschaftlicher Leis­

tungserbringung und Aufwand gebildet wird, verstößt nicht gegen § 21 Abs 5 S. 4 

EnWG. Durch die Anwendung des „best-of-four" gemäß § 12 Abs . 3 und 4a ARegV 

wird in besonderer Weise die Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der Effizienzvorga­

be sichergestellt. Darüber hinaus wird neben der ökonometrischen Ausreißeranalyse, 

die der Eliminierung von außergewöhnlichen Datensätzen dient, eine außerst groß­

zügige Ausreißerbestimmung und Supereffizienzanalyse nach Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 

ARegV vorgenommen, so dass insoweit im Effizienzvergleich insgesamt bereits fak­

tisch keine Orientierung am sog Frontierunternehmen mehr erfolgt. 

Die Zumutbarkeit, Erreichbarkeit und Übertreffbarkeit der individuellen Effizienzvor­

gaben (§ 21a Abs. 5 S. 4 EnWG) wird dadurch gewährleistet, dass den Netzbetrei­

bern ein angemessener mehrjähriger Zeitraum zur Erreichung der Effizienzgrenze 

eingeräumt wird Zudem ist nach § 12 Abs. 4 ARegV ein Mindesteffizienzwert i.H v. 

60 Prozent anzusetzen. Nach § 15 Abs . 1 ARegV sind strukturelle Besonderheiten 

der Netzbetreiber gegebenenfalls gesondert zu berücksichtigen. Soweit notwendig, 

kann darüber hinaus in Ausnahmefällen eine individuelle Anpassung der Effizienz­

vorgaben des jeweiligen Netzbetreibers durch Einräumung eines längeren Zeitraums 

zum Abbau der ermittelten Ineffizienzen erfolgen (§ 16 Abs. 2 ARegV). Diese aus 

dem Verhältnismaßigkeitsprinzip resu ltierenden Erleichterungen ändern nichts an 
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dem gesetzlich vorgegebenen Effizienzmaßstab. der sich nach den 1m Effizienzver­

gleich ermittelten effizienten Unternehmen bestimmt (BR-Drs 417/07 S.54} . 

Dateneinhüllungsanalyse (Data Envelopment Analysis - DEA) 

Die DEA ist eine nicht-parametrische, deterministische Methode. in der die optimalen 

Kombinationen von Kosten (Input) und Versorgungsaufgabe (Output) aus einer Line­

arkombination der Vergleichsparameter individuell bestimmt werden, ohne einen 

funktionalen Zusammenhang zwischen Kosten und Versorgungsaufgabe zu unter­

stellen Die Bestimmung der Effizienzgrenze erfolgt aus den Daten aller Verteiler­

netzbetreiber Die individuelle Effizienz des Netzbetrerbers wird aus der relativen Po­

sition des einzelnen Unternehmens gegenuber der gefundenen Efflzrenzgrenze (Kos­

ten der effizienten Unternehmen) ermittelt Dabei liegt das Unternehmen näher am 

effizienten Rand , welches die höchste Relation aus gewichteten Vergleichsparame­

tern und Kosten erzielt. Bei Durchführung der DEA sind nicht-fallende Skalenerträge 

(non decreasing returns to scale - ndrs) zu unterstellen (§ 12 Abs. 1 Anlage 3 Nr.4 zu 

§ 12 ARegV) . 

Stochastische Effizienzgrenzenanalyse (Stochastic Frontier Analysis - SFA) 

Die SFA ist eine parametrische, stochastische Methode, die einen funktionalen Zu­

sammenhang zwischen Aufwand und Leistung in Form einer Kostenfunktion unter­

stellt. Dabei werden die Abweichungen zwischen den tatsächlichen und den regres­

sionsanalytisch geschätzten Kosten in einen symmetrisch verteilten Störterm und 

eine positiv verteilte Restkomponente zerlegt. Die Restkomponente ist Ausdruck von 

Ineffizienz Es wird somit von einer schiefen Verteilung der Restkomponente ausge­

gangen . Die Effizienzgrenze wird von den Netzbetreibern mit dem besten Verhaltnis 

zwischen netzwlrtschaftlicher Leistungserbringung und Aufwand gebildet. Bei Durch­

führung der SFA wurden konstante Skalenertrage (constant returns to scale - crs) 

unterstellt. 

Anders als von einigen Netzbetreibern vorgetragen, 1mphz1ert die Anwendung der 

Methode SFA, dass der maximale rechnerische Effizienzwert - anders als bei der 

DEA - nicht exakt 100% betragen kann, sondern sich immer im Bereich knapp da­

runter, um 99 %, bewegt. Dies ist in Wissenschaft und Praxis unbestritten. Da auch 
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die ARegV ohne weitere Vorgaben lediglich die Anwendung der SFA vorgibt, sind die 

mittels dieser Methode ermittelten Effizienzwerte auch nicht nachzujustieren. Wäre 

eine Normierung auf 100 % gewollt, hätte der Verordnungsgeber diese - analog zur 

relativen Referenznetzanalyse (siehe § 22 Abs . 2 S 5 ARegV, dort ist eine Normie· 

rung auf 100 % explizit vorgesehen) - vorschreiben müssen 

2.3.1.2. Datengrundlage des Effizienzvergleichs 

Im Eff1z1enzvergle1ch hat die Regulierungsbehörde gemäß § 13 Abs 1 ARegV Auf· 

wandsparameter und Vergleichsparameter zu berücksichtigen Insgesamt wurden 

Daten von 186 Gasverteilernetzen in den Effizienzvergleich einbezogen 

2.3.1.2.1. Aufwandsparameter nach§ 14 ARegV 

Als Aufwandsparameter im Sinne des § 13 Abs. 2 ARegV werden die nach § 14 

ARegV ermittelten Kosten angesetzt (Anlage V) Dabei wird zwischen den Auf· 

wandsparametern mit und ohne Standardisierung der Kapitalkosten unterschieden. 

Bei der Ermittlung der Aufwandsparameter ist gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV zu ­

nächst von den Gesamtkosten des Netzbetreibers nach Maßgabe der zur Bestim· 

mung des Ausgangsniveaus anzuwendenden Kostenprüfung nach § 6 Abs. 1, 3 

ARegV auszugehen. Von den so ermittelten Gesamtkosten sind gemäß§ 14 Abs. 1 

Nr 2 ARegV die dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs 

2 ARegV abzuziehen 

Zur Ermittlung der Aufwandsparameter mit Standardisierung der Kapitalkosten wurde 

gemaß § 14 Abs . 1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV neben der Ermittlung der dauerhaft nicht 

beeinflussbaren Kostenanteile eine Vergleichbarkeitsrechnung durchgeführt Die 

Vergle1chbarkeitsrechnung dient dazu, die Kapitalkosten so zu bestimmen. dass ihre 

Vergleichbarkeit möglichst gewährleistet ist und Verzerrungen ben.icksichtigt werden, 

wie sie insbesondere durch unterschiedliche Altersstrukturen der Anlagen und Ab· 

schre1bungs· und Aktivierungspraktiken entstehen können 

Mit Verordnung vorn 14.08 2013 wurde die GasNEV geändert (BGBI. 1 2013 

S. 3250) Gemaß der Ubergangsregelung nach § 32 Abs 7, 8 GasNEV sind die für 

die Ermittlung des Ausgangsniveaus gemäß § 6 Abs 1 ARegV relevanten Änderun· 
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gen hinsichtlich der Ermittlung von Tagesneuwerten des Sachanlagevermögens (§§ 

6 Abs. 3, 6a GasNEV n.F.) sowie hinsichtlich des Zinssatzes für den die Eigenkapi

talquote von 40 % übersteigenden Anteil des Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 5, Abs 7 

GasNEV n.F.) ab dem 01.01 .2013 anzuwenden. Die nach Durchführung des Effi­

zienzvergleichs in Kraft getretene Verordnung zur Änderung der GasNEV hat indes­

sen keinen Einfluss auf die Ermittlung der Aufwandsparameter nach § 14 Abs. 1 

ARegV. Dies entspricht dem eindeutig dokumentierten Willen des Verordnungsge­

bers. Insoweit heißt es in der Begründung zur Änderungsverordnung vom 

14 08.2013, dass der für den Gasbereich für die Festlegung der kalenderjährlichen 

Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode bereits durchgeführte bundes­

weite Eff1zienzvergle1ch durch die Änderung nicht berührt wird und daher nicht erneut 

unter Berücksichtigung der Neuregelungen vorgenommen werden muss (BR-Drucks . 

447/13(B),S 28) 

2.3.1.2.1.1. 	 Überleitungsrechnung nach§ 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ARegV 

Die Ermittlung der Gesamtkosten im Rahmen des Effizienzvergleichs der Anreizregu­

lierung gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV erfordert die Überleitung der Kostenwerte 

nach § 6 Abs. 1 ARegV zu den dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach 

§ 11 Abs. 2 ARegV. In Anlage IV und V ist die Ermittlung der Aufwandsparameter 

inklusive der vorgenommenen Umbuchungen und etwaiger Korrekturen der Regulie

rungsbehörde dargestellt. 

2.3.1.2.1.2. 	 Vergleichbarkeitsrechnung nach 

§ 14 Abs.1 Nr. 3 und Abs. 2 ARegV 

Die Kapitalkosten sollen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3 ARegV zur Durchführung des Effi­

zienzvergleichs so bestimmt werden, dass ihre Vergleichbarkeit möglichst gewähr­

leistet ist und Verzerrungen berücksichtigt werden, wie sie insbesondere durch un­

terschiedliche Altersstrukturen der Anlagen , Abschreibungs- und Aktivierungsprakti­

ken entstehen können. Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Kapitalkosten ist 

gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m Abs. 2 ARegV eine Vergleichbarkeitsrechnung zur 

Ermittlung von Kapitalkostenannuitäten durchzuführen . 

­

­
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Oie Kapitalkosten umfassen gemäß§ 14 Abs. 1 Nr. 3, 3 HS. ARegV die Fremdkapi­

talzinsen gemäß § 5 Abs. 2 GasNEV, die kalkulatorischen Abschreibungen gemäß 

§ 6 GasNEV und die kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung gemäß § 7 GasNEV. 

Die Bestimmung der Kapitalkosten für den Netzbetreiber nach Durchführung der 

Vergleichbarkeitsrechnung ist in Anlage III dargestellt. 

2.3.1.2.2. Vergleichsparameter nach § 13 ARegV 

Die Ermittlung der Vergleichsparameter erfolgt nach Maßgabe des § 13 Abs , 3 

ARegV Vergleichsparameter im Sinne des § 13 Abs. 1 ARegV sind gemäß § 13 

Abs. 3 S. 1 ARegV Parameter zur Bestimmung der Versorgungsaufgabe und der 

Gebietseigenschaften, insbesondere die geografischen. geologischen oder topogra­

fischen Merkmale und strukturellen Besonderheiten der Versorgungsaufgabe auf 

Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes. 

Die Parameter müssen gemäß§ 13 Abs. 3 S. 2 ARegV geeignet sein , die Belastbar­

keit des Effizienzvergleichs zu stützen. Heranzuziehen sind somit Vergleichsparame­

ter, die einen signifikanten Einfluss auf die Kostenentwicklung haben . Dies ist gemäß 

§ 13 Abs. 3 S. 3 ARegV insbesondere dann anzunehmen, wenn sie messbar oder 

mengenmäßig erfassbar, nicht durch Entscheidungen des Netzbetreibers bestimm­

bar, nicht in ihrer Wirkung ganz oder teilweise wiederholend sind und insbesondere 

nicht bereits durch andere Parameter abgebildet werden. 

Vergleichsparameter können gemäß § 13 Abs. 3 S. 4 ARegV insbesondere sein: 

1. die Anzahl der Ausspeisepunkte , 

2. die Fläche des versorgten Gebietes. 

3. die Leitungslänge, 

4. die Jahresarbeit, 

5. die zeitgleiche Jahreshöchstlast. 

In der ersten und zweiten Regulierungsperiode hat die Regulierungsbehörde gemäß 

§ 13 Abs. 4 S. 1 ARegV die Vergleichsparameter 
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1 Anzahl der Ausspeispunkte in Gasversorgungsnetzen 

2. Fläche des versorgten Gebietes 

3. Leitungslänge 

4. zeitgleiche Jahreshöchstlast 

zu berücksichtigen. Darüber hinaus können gemäß § 13 Abs . 4 S. 2 ARegV weitere 

Parameter nach Maßgabe des § 13 Abs 3 ARegV verwendet werden 

Bei der Bestimmung von Parametern zur Beschreibung geografischer, geologischer 

oder topografischer Merkmale und struktureller Besonderheiten der Versorgungsauf­

gabe auf Grund demografischen Wandels des versorgten Gebietes können gemäß 

§ 13 Abs . 3 S. 5 ARegV flächenbezogene Durchschnittswerte gebildet werden. 

Die Vergleichsparameter können gemaß § 13 Abs . 3 S. 6 ARegV bezogen auf die 

verschiedenen Netzebenen von Gasversorgungsnetzen verwendet werden; ein Ver­

gleich einzelner Netzebenen findet dabei nicht statt Oie von den Netzbetreibern 

übermittelten Strukturparameter wurden hierzu von der Bundesnetzagentur teilweise 

aggregiert. Oie Variablen wurden über Netzebenen, Druckstufen und Materialien 

kaskadiert. Dies dient dazu, aus der Fülle von disaggregierten Variablen eine aussa­

gefähige Größe zu generieren. Eine Beschreibung der durchgeführten Aggregatio­

nen und der Strukturparameter wurde den Netzbetreibern im Rahmen der Übersen­

dung der Datenquittung für den Effizienzvergleich mit übersandt. 

Die Auswahl der Vergleichsparameter hat gemäß § 13 Abs.3 S.7 ARegV mit qualita­

tiven . analytischen oder statistischen Methoden zu erfolgen, die dem Stand der Wis­

senschaft entsprechen. Auf Basis der vorliegenden Daten wurden mittels wissen­

schaftlich anerkannter analytischer und statistischer Methoden, die geeignet sind, die 

Bedeutung der Parameter empirisch zu belegen, die Vergleichsparameter aus den 

analysierten möglichen Vergleichsparametern ausgewählt. Durch die Auswahl der 

Vergleichsparameter soll gemäß § 13 Abs . 3 S. 8 ARegV die strukturelle Vergleich­

barkeit möglichst weitgehend gewährleistet sein. Dabei sind gemäß § 13 Abs. 3 S. 9 

ARegV die Unterschiede zwischen Strom- und Gasversorgungsnetzen zu berück­

sichtigen, insbesondere der unterschiedliche Erschließungs- und Anschlussgrad von 

Gasversorgungsnetzen . 
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Um die Vergleichsparameter nach § 13 Abs. 4 ARegV zu erheben und die Ermittlung 

weiterer Vergleichsparameter gemäß § 13 Abs. 3 ARegV durchführen zu können. 

wurde eine Strukturdatenabfrage bei den Netzbetreibern durchgeführt. 

Die erhobenen Strukturdaten wurden, wie unter 1.3. beschrieben , von der Bundes­

netzagentur zunächst einer umfassenden Plausibilitätskontrolle unterzogen. Unplau­

sible Daten wurden den Netzbetreibern mitgeteilt und von diesen korrigiert. Alsdann 

wurden in einem zweiten Schritt aus diesen plausiblen Strukturdaten weitere poten­

zielle Vergleichsparameter ermittelt . Im Rahmen des Verfahrens wurden den Netzbe­

treibern. wie unter 13. beschrieben, zeitlich gestaffelt zwei Datenquittungen über­

sandt. die von den Netzbetreibern zu bestätigen waren 

Vor der Auswahl der Vergleichsparameter wurden gemäß § 13 Abs. 3 S. 10 ARegV 

Vertreter der betroffenen Wirtschaftskreise und der Verbraucher rechtzeitig gehört. 

Die Beschlusskammer hat die Strukturdaten auf Grundlage der Festlegung vom 

01.03.2011 (BK9-11/603) erhoben. Die Übermittlung der Strukturdaten hatte bis zum 

01.09.2011 über das Energiedatenportal der Bundesnetzagentur zu erfolgen. Dar­

über hinaus hat die Beschlusskammer mit Schreiben vom 16 03.2012 dem Netzbe­

treiber eine erste Datenquittung zur Ermittlung der Parameter zur Bestimmung der 

Versorgungsaufgabe und Gebietseigenschaften gemäß § 13 Abs. 3 ARegV über­

sandt. Die Bundesnetzagentur hat dabei die auf Konsistenz und Plausibilität geprüf­

ten Daten des Netzbetreibers, die hieraus errechneten Datengrößen, die übermittelte 

Liste der Amtlichen Gemeindeschlüssel des Versorgungsgebiets (AGS-Liste), die im 

Falle der Teilversorgung einzelner AGS übermittelten relevanten Versorgungsge­

bietsgrenzen sowie die Abbildung des Versorgungsgebiets übermittelt. Dem Netzbe­

treiber wurde Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Nach Würdigung der einge­

gangenen Stellungnahme hat die Bundesnetzagentur dem Netzbetreiber mit Schrei­

ben vom 30.05.2012 eine zweite Datenquittung übersandt. Diese enthielt ermittelte 

Werte zur Bevölkerungszahl. zu den Bodenklassen sowie zur Höhe, Neigung, Stra­

ßenlänge, Schienenlänge und Anzahl an Brücken des Versorgungsgebietes. Die 

Bundesnetzagentur hat ferner in diese zweite Datenquittung auf Anregung der Netz­

betreiber die potenzielle zeitgleiche Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen aufge­

nommen. Auch zu dieser zweiten Datenquittung wurde dem Netzbetreiber Gelegen­

heit zur Stellungnahme gegeben. Etwaige durch Netzbetreiber geltend gemachte und 

begründete Korrekturen wurden berücksichtigt. 
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Vor der Durchführung des Effizienzvergleichs wurde gemäß § 13 Abs. 3 S. 7 ARegV 

eine Kostentreiberanalyse durchgeführt. Dabei wurde anhand von statistischen sowie 

ingenieurwissenschaftlichen Analysen aus der umfangreichen Parameterliste ein 

Modell bestimmt. das alle relevanten Kostentreiber beinhaltet Im Rahmen der statis­

tischen Analysen war zusatzlich eine funktionale Form für die Regress1onsanalysen 

zu bestimmen 

Zunächst wurde insoweit eine Prioritätenliste für potentielle Kostentreiber auf Basis 

der Vorgaben der ARegV sowie von 1ngenieurwissenschafthchen Erkenntnissen und 

Analysen erstellt , die 1n der Folge einer statistischen Prüfung unterzogen wurden . Auf 

Basis der Parameter der Prioritatenllste wurde dann durch statistische Analysen ein 

Basismodell erstellt, welches die wesentlichen Kostentrerber enthalt Im Anschluss 

daran wurden dem Basismodell zusätzliche Parameter mit niedrigerer Priorität hin ­

zugefügt, bei denen ern zusatzhcher Kostenzusammenhang vermutet 'vVerden konnta . 

Konnte für einen oder mehrere zusätzltche Parameter ern signifikanter kostenbeern­

flussender Effekt festgestellt werden. wurde das Basismodell um diese Parameter 

zum finalen Modell ergänzt. Die Parameterauswahl basierend auf diesem finalen 

Modell wurde dann zur Bestimmung der Effizienzwerte nach DEA und SFA verwen­

det. Die Kostentre1beranlayse ist rm Ernzelnen in dem rn Anlage A.BM beigefügten 

Gutachten des Beraterkonsortiums Frontier Economics/Consnentecllte beschrieben. 

Das Gutachten wird zum Inhalt dieses Beschlusses gemacht. 

Die Bundesnetzagentur hat gemäß § 13 Abs 4 ARegV und auf Grundlage der be­

schriebenen Kostentreiberanalyse folgende Vergleichsparameter in den Eff1zienzver­

gle1ch einbezogen 

1 Ausspeisepunkte (Normierung) 

2 Zeitgleiche Jahreshöchstlast aller Ausspeisungen 

3 Leitungs lange 

4 Versorgte Fläche 

5 Ausspeisepunkte größer 16 bar 

6 Potenzieiie Ausspeisepunkte 

7 Rohrvolumen 
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8 Anteil der Bodenklasse 4, 5 oder 6 (gewichtet mit der Leitungslänge) 

9 Messstellen 

Eine Übersicht der Vergleichsparameterwerte des Netzbetreibers findet sich in Anla­

ge A2. Effizienzvergleich, Zellen F15 bis F23. Dre Beschreibung bzw. Definition 

der einzelnen Parameter findet sich m dern in Anlage A.BM beigefügten Gutachten 

des Beraterkonsortiums Frontier Economics/Consnentec/ite. 

2.3.1.2.3. Ausreißeranalyse 

Die Bundesnetzagentur hat für die parametrische (SFA) und für die nicht­

parametrische (DEA) Methode Analysen zur Identifikation von extremen Effizienz­

werten (Ausreißern) durchgeführt, die dem Stand der Wissenschaft entsprechen (§ 

12 Abs 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu § 12 ARegV) . 

Zahlreiche Netzbetreiber haben hierzu vorgetragen , dass die Ausreißeranalyse 

mehrfach wiederholend hätte durchgeführt werden . Dies geht fehl. EnWG und 

ARegV sehen eine mehrmalige Durchführung der Ausreißeranalyse nicht vor Anlage 

3 zu § 12 ARegV regelt zwar durchaus unterschiedliche Methoden zur Identifikation 

von Ausreißern Diese Methoden sind aber offensichtlich jeweils einmalig durchzu­

führen. 

Hätte der Verordnungsgeber demgegenüber eine iterative Ausreißeranalyse vorge­

sehen. hatte es d1esbezuglich einer expliziten Regelung bedurft Dies ist alleine vor 

dem Hintergrund zwingend, da es andernfalls zu einer rechnerischen Endlosschleife 

kommen musste: es stellte sich die Frage. wann eine iterativ durchgeführte Ausre1­

ßeranalyse an 1hr Ende käme. 

Fur Ausreißer mit besonders hoher Effizienz wurde ein Effizienzwert von 100 Prozent 

festgesetzt (§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m _ Anlage 3 Nr.5 zu § 12 ARegV) . Ausreißer mit 

einer Effizienz unter 60 Prozent erhielten einen Mindesteffizienzwert von 60 Prozent 

(§ 12 Abs 4 S.1 ARegV) 
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DEA 


Bei der nicht-parametrischen Methode (DEA) gilt ein Wert als Ausreißer, wenn er für 

einen überwiegenden Teil des Datensatzes als Effizienzmaßstab gelten würde(§ 12 

Abs. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr 5 zu § 12 ARegV). Dies bedeutet, dass diejenigen Unter­

nehmen aus dem Datensatz entfernt werden, die - bei Gültigkeit des ermittelten Effi­

zienzvergleichsmodells - für mindestens die Hälfte der Unternehmen im Datensatz 

den Effizienzmaßstab bilden Mit dieser Vorgehensweise wird sichergestellt, dass ein 

einzelner Netzbetreiber keinen unnatürlich großen Einfluss auf die Effizienz eines 

anderen Netzbetreibers hat (Dominanzanalyse). Die Netzbetreiber die einen kriti­

schen Wert überschreiten, werden aus dem Datensatz entfernt. Im Rahmen der Do­

m1nanzanalyse wurden keine Unternehmen als Ausreißer identifiziert 

Ergänzend wurde eine Analyse der Supereffizienzwerte durchgeführt. Dabei waren 

diejenigen Ausreißer aus dem Datensatz zu entfernen, deren Effizienzwerte den obe­

ren Quartilswert um mehr als den 1,5fachen Quartilsabstand übersteigen . Der Ouar­

tilsabstand ist dabei definiert als die Spannweite der zentralen 50 Prozent eines Da­

tensatzes(§ 12 Abs. 1 ARegV i.V.m. Anlage 3 Nr. 5 zu§ 12 ARegV) . 

Bei der Effizienzwertanalyse unter Berücksichtigung standardisierter Aufwandspara­

meter wurden 11 Unternehmen als supereffizienter Ausreißer bewertet. Bei der Effi­

zienzwertanalyse unter Berücksichtigung nicht-standardisierter Aufwandsparameter 

wurden ebenfalls 11 Unternehmen als supereffiz1ente Ausreißer bewertet. 

SFA 

Bei der parametrischen Methode (SFA) gilt ein Wert dann als Ausreißer. wenn er die 

Lage der ermittelten Regressionsgerade zu einem erheblichen Maß beeinflusst (§ 12 

Abs . 1 LV.m . Anlage 3 Nr.5 zu§ 12 ARegV). 

Zur Ermittlung des erheblichen Einflusses wurden statistische Tests durchgeführt, mit 

denen ein numerischer Wert für den Einfluss ermittelt wurde. Liegt der ermittelte 

Wert über einem methodisch angemessenen kritischen Wert, so ist der Ausreißer 

aus dem Datensatz zu entfernen. Als Testverfahren kamen Cooks distance. DFBE­

TAS. DFFITS, covariance ratio und Robuste Regression zur Am.vendung (§ 12 

Abs. 1 ARegV i.V.m Anlage 3 Nr.5 zu§ 12 ARegV). Es wurden 10 Unternehmen als 

Ausreißer identifiziert. 
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2.3.1.2.4. 	 Gutachten 

Zu der konkreten Ausgestaltung des Effizienzvergleichs einschließlich einer einge­

henden Stellungnahme zu den Einwänden der Netzbetreiber wird auf das in Anlage 

A.BM beigefügte Gutachten des Beraterkonsortiums Frontier Econo­

mics/Consentec/ite verwiesen. 

2.3.2. 	 Effizienzwert des Netzbetreibers 

Die Ermittlung des unternehmensindividuellen Effizienzwertes erfolgt auf Grundlage 

der§§ 12 bis 15 ARegV (§ 12 Abs. 1 S. 1 ARegV). Ein Aufschlag auf den sich aus 

der Effizienzanalyse ergebenden Effizienzwert ist nach Maßgabe des § 15 Abs . 

1 ARegV grundsätzlich möglich. 

Der sich aus den Effizienzvergleichen ergebende Effizienzwert des Netzbetreibers ist 

als Anteil der Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kos­

tenanteile in Prozent auszuweisen (§ 12 Abs . 2 ARegV). Die für den Netzbetreiber in 

den durchgeführten Effizienzvergleichen ermittelten individuellen Effizienzwerte er­

geben sich aus Anlage A2. Effizienzvergleich 

2.4. 	 Ermittlung der beeinflussbaren Kostenanteile 

nach § 11 Abs. 4 ARegV 

Ein wesentliches Element zur Bestimmung der kalenderjährllchen Erlösobergrenzen 

1n der zweiten Regulterungsperiode ist d1e durch den Verteilungsfaktor (V 1) gleich­

mäßig abzubauende 1ndiv1duelle monetär bewertete Ineffizienz des Netzbetreibers, 

deren Abbau innerhalb einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss 

(§ 16 Abs. 1 S. 1 und 3 ARegV) . Die monetar bewertete Ineffizienz eines Netzbetrei­

bers (1 0) ermittelt sich aus der Differenz der Gesamtkosten (GK) nach Abzug der 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile nach § 11 Abs 2 ARegV (KA dnb o) und 

den mit dem Efflzrenzwert gemäß § 15 Abs. 3 S. 1 ARegV (EW) multiplizierten Ge­

samtkosten (GK) nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteile 

(§ 15 Abs 3 S. 2 ARegV). Somit gilt· 

1o =(GK - KA dnb.o) - (GK - KA dnb.o) * EW 
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2.4.1. 

Als beeinflussbare Kostenanteile gelten gemäß § 11 Abs 4 ARegV alle Kostenantei­

le , die nicht dauerhaft oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile sind 

Die Höhe der beeinflussbaren Kosten ist Anlage A1, Zelle 074 zu entnehmen. 

2.4.2. Individuelle Effizienzvorgabe nach § 16 ARegV 

Die Festlegung der Erlösobergrenze durch die Regulierungsbehörde hat gemäß 

§ 16 Abs . 1 S 1 ARegV so zu erfolgen, dass die nach den§§ 12 bis 15 .A.RegV er­

mittelten , monetär bewerteten Ineffizienzen (beeinflussbarer Kostenanteil, KA b 0) 

unter Anwendung eines Verteilungsfaktors (V 1) rechnerisch innerhalb einer oder 

mehrerer Regulierungsperioden gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Eff1­

z1enzvorgabe) . 

Für die zweite Regulierungsperiode wird die individuelle Effizienzvorgabe gemäß 

§ 16 Abs. 1 S . 3 ARegV dahingehend bestimmt, dass der Abbau der ermittelten Inef­

fizienzen nach einer Regulierungsperiode abgeschlossen sein muss. Eine Regulie­

rungsperiode dauert gemäß § 3 Abs. 2 ARegV fünf Jahre. Somit hat der Abbau der 

ermittelten monetär bewerteten Ineffizienzen in der zweiten Regulierungsperiode in­

nerhalb von fünf Jahren zu geschehen Daraus ergibt sich ein Verteilungsfaktor (V 1) 

von 0.2 "t 

Jahr t Vi 
2013 1 0,2 
2014 2 0,4 
2015 3 0,6 
2016 4 0,8 
2017 5 1,0 

2.5. Verbraucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV 

Gemäß § 8 ARegV ergibt sich der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung aus 

dern durch das Statistische Bundesamt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtin­

dex (VPI). Für die Bestimmung der Erlösobergrenzen nach § 4 Abs.1 ARegV wird 

der VPI des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jahr, für das die Erlösobergrenze gilt . 
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verwendet (VPI 1). Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum VPI für das Basisjahr 

(VPI o) 

Basisjahr ist gemäß§ 6 Abs 1 ARegV das Jahr 2010. Gemäß Statistischem Bundes­

amt beträgt der VPI für das Jahr 2010 100.00, für das Jahr 2011 102, 10 und für das 

Jahr 2012 104, 10 (abrufbar im Internet unter https //www­

genesis.destat1s.de/genes1s/online > Suche nach; 61111-0001 ). Entsprechend dem 

Term VPI 1 I VPI 0 der m Anlage 1 zu § 7 ARegV aufgeführten Regulierungsformel 

ergibt das Verhaltnis des VPI für das Jahr 2011 zum VPI für das Jahr 2010 für das 

erste Jahr der zweiten Regulierungsperiode (2013) einen Inflationsfaktor tn Höhe von 

1.0210 und fur das Jahr 2014 ein Inflationsfaktor von 1,0410. Da den Netzbetreibern 

im Herbst 2012 für die Kalkulation der Netzentgelte 2013 lediglich die Indexreihe auf 

Basis des Jahres 2005 zur Verfügung stand, geht die Beschlusskammer für 2011 

von einem Indexwert 102.31 aus, der sich aus der Division der Indexwerte 110.7 und 

·iQS,2 ergibt. Dies sind die lndex·werte füi 2010 und 2011 mit dem Basisjahr 2005 . 

Für die Folgejahre der zweiten Regulierungsperiode (2015 bis 2017) hat die Be­

schlusskammer die relative prozentuale Veränderung des VPI des Jahres 2012 

(104, 10) gegenüber 2011 (102, 10) eskaliert, da 1m Zeitpunkt der Beschlussfassung 

noch keine Erkenntnisse hinsichtlich des VPI der Kalenderjahre 2013 bis 2015 vor­

liegen konnten Das Vorgehen der Beschlusskammer ist zweckmäßig , da der Netz­

betreiber einerseits gemäß § 4 Abs.3 S.1 ARegV bei einer Änderung des Verbrau­

cherpre1sgesamtindex nach § 8 ARegV zur Anpassung der Erlösobergrenze ver­

pflichtet ist und so andererseits eine möglichst sachgerechte Abschatzung der zu­

künftigen Entwicklung des VPI erfolgen kann. 

Es wurden somit folgende VPl-Werte zu Grunde gelegt (zur Veranschaulichung mit 

Ausnahme fur die Jahre 201 O und 2012 auf zwei Nachkommastellen gerundet ange­

zeigt 1 ) . 

1 

Jahr VPI 
2010 100,00 
2011 102,31' 
2012 104,10 
2013 106,14 
2014 108,22 
2015 110,34 

1 Die Berechnung erfolgt mit sieben Nachkommastellen 
~ Siehe Anmerkungen 1m vorangegangenen Text 
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Für das dritte Jahr der zvv'eiten Regulierungsperiode (2015) wurde demgemäß ein 

Inflationsfaktor in Höhe von 1,0614, für das vierte Jahr der zweiten Regulierungspe­

riode (2016) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,0822 und für das fünfte Jahr der zwei­

ten Regulierungsperiode (2017) ein Inflationsfaktor in Höhe von 1,1034 (alle Werte 

wurden auf vier Nachkommastellen gerundet) zugrunde gelegt. Die Inflationsfaktoren 

für die jeweiligen Jahre in Bezug auf das Basisjahr - d. h. die relative prozentuale 

Änderung des VPI des jeweiligen Jahres gegenüber dem VPI des Basisjahres 2010 

- ist in nachstehender Tabelle als zweistellig gerundeter Prozentwert dargestellt: 

Jahr VPI 1 / VPlo 
2013 2,31%J 
2014 4,10% 
2015 6,14% 
2016 8,22% 
2017 10,34% 

Die Beschlusskammer hat diese Werte bereits bei der vorliegenden Festlegung der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 berücksichtigt. 

2.6. Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach § 9 ARegV 

Im Rahmen der Anre1zregulierung ist bei der Bestimmung der Erlösobergrenzen zu 

berücksichtigen. wie sich die Produktivität der gesamten Branche abweichend von 

der Gesamtwirtschaft entwickelt. Dies erfolgt durch den generellen sektoralen Pro­

duktivitätsfaktor (PF 1). 

Gemäß § 9 Abs 1 ARegV wird der generelle sektorale Produktivitätsfaktor aus der 

Abweichung des netzwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirtschaft­

lichen Produktivitätsfortschritt sowie der gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisent­

wicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung ermittelt. 

In der zweiten Regulierungsperiode beträgt der generelle sektorale Produktivitätsfak­

tor für Gas- und Stromnetzbetreiber jährlich 1,5 Prozent (§ 9 Abs. 2 ARegV). Der 

Bundesgenchtshof hat die Rechtmäßigkeit der Regelung über den generellen sekt­

oralen Produktivitätsfaktor nach§ 9 ARegV bestätigt (BGH. EnVR 31/10. Rn. 16 ff.) . 



In Anlage 1 zu § 7 ARegV wird die Variable PF1 als der generelle sektorale Produkti­

vitätsfaktor nach Maßgabe des § 9 ARegV definiert, der die Veränderungen des ge­

nerellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regulierungs­

periode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt . Die Ver­

änderungen des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweili­

gen Regulierungsperiode im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode 

(PF 1) ergeben sich demgemäß mittels des folgenden Algorithmus: 

PF 1 =(1 + 0,015) "t -1 (Anlage A1. Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen 

113 bis 117). 

2.7. Pauschalierter Investitionszuschlag gemäß § 25 ARegV 

Der Netzbetreiber hat mit Schreiben vom 15.03.2012 und vom 28.03.2013 einen An­

trag auf Einbeziehung eines pauschalierten Investitionszuschlags gemäß § 25 Abs . 1 

ARegV in Höhe von 1 % der standardisierten Kapitalkosten gestellt. Dem Antrag wird 

in der Höhe stattgegeben, wie sie Anlage III in Verbindung mit Anlage A1. Kalen­

derjährliche Erlösobergrenzen Zelle 054 zu entnehmen ist. 

Der pauschalierte Investitionszuschlag ist bei der Festlegung der Erlösobergrenze 

auf Verlangen des Netzbetreibers gemäß den Vorgaben des § 25 Abs. 2 bis 5 

ARegV einzubeziehen. § 25 Abs 2 ARegV bestimmt, dass der pauschalierte Investi­

tionszuschlag pro Kalenderjahr ein Prozent der nach§ 14 Abs 1 Nr. 3 i V .m . Abs . 2 

ARegV bestimmten Kapitalkosten nicht überschreiten darf. Da gemäß § 34 Abs. 4 

S. 1 ARegV die Regelung des§ 25 nur bis zum 31 12.2013 anzuwenden ist, kommt 

vorliegend lediglich die Gewährung eines pauschalierten Investitionszuschlages für 

das Kalenderjahr 2013 in Betracht. 

Die Berechnung des pauschalierten Investitionszuschlages erfolgt gemäß 

§ 25 Abs.2 ARegV auf der Grundlage der nach § 14 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. Abs . 2 

ARegV bestimmten Kapitalkosten. Oie Grundlage für die Standardisierung sind hier­

bei gemäß § 14 Abs. 1 Nr. 1 ARegV die Gesamtkosten des Netzbetreibers die ge­

mäß§ 6 ARegV zur Bestimmung des Ausgangsniveaus ermittelt wurden. Die Ermitt­

lung der standardisierten Kapitalkosten erfolgt für den Effizienzvergleich nach § 12 

Abs . 1 ARegV Im Rahmen des pauschalierten Investitionszuschlages wird auf das 

Produkt dieser Ermittlung zurückgegriffen . 
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Der Antrag auf Anerkennung eines pauschalierten Investitionszuschlages für die ge­

samte zweite Regulierungsperiode ist hingegen abzulehnen Nach dem eindeutigen 

Wortlaut von§ 34 Abs. 4 S 1 ARegV ist§ 25 nur bis zum 31.12.2013 anzuwenden. 

Der pauschalierte Investitionszuschlag ist damit zwingend zum 31.12.2013 zu befris­

ten 

2.8. Erweiterungsfaktor nach § 10 ARegV 

Sofern der Netzbetreiber gern. § 4 Abs 4 Nr 1 ARegV die Anpassung der kalender­

Jährlichen Erlosobergrenzen aufgrund eines Erweiterungsfaktors nach § 10 ARegV 

beantragt hat, wird uber diesen Antrag in einem gesonderten Beschluss entschieden . 

2.9. Qualitätselement nach § 19 ARegV 

Auf die Erlbsobergrenzen können gemäß § 19 Abs. 1 ARegV Zu- oder Abschläge 

vorgenommen werden, wenn Netzbetreiber hinsichtlich der Netzzuverlässigkeit oder 

der Netzleistungsfähigkeit von Kennzahlenvorgaben abweichen (Q 1). Über den Be­

ginn der Anwendung des Qualitätselements entscheidet die Regulierungsbehörde 

Das Qualitätselement kann gemäß § 19 Abs 2 S. 3 ARegV im laufe der zweiten 

Reguherungspenode angewendet werden . soweit der Regulierungsbehörde hinrei­

chend belastbare Datenreihen vorliegen . 

2.10. Saldo des Regulierungskontos nach § 5 Abs. 4 ARegV 

Die Differenz zwischen den zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Be­

rucks1chtigung der tatsachlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen wird gemäß 

§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV jährlich auf dem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt 

gemäß§ 5 Abs . 1 S. 2 ARegV für die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr 

tatsächlich entstandenen Kosten für die Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen 

und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen. 

Die Differenzen sind gemäß § 5 Abs 2 S 1 ARegV in Höhe des im jeweiligen Kaien­

derjahr durchschnitt!!ch gebundenen Betrags zu verzinsen . Der durchschnittlich ga­

bundene Betrag ergibt sich gemäß§ 5 Abs .2 S.2 ARegV aus dem Mittelwert von 

Jahresanfangs- und Jahresendbestand Die Verzinsung richtet sich ge-
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mäß § 5 Abs.2 S 3 ARegV nach dem auf die letzten zehn abgeschlossenen Kalen­

derjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundesbank veröffentlich­

ten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inland1scher Emittenten 

Übersteigen die tatsächlich erzielten Erlöse die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse 

des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um mehr als 5 %. so sind ge­

mäß § 5 Abs.3 ARegV die Netzentgelte durch den Netzbetreiber nach Maßgabe des 

§ 17 ARegV anzupassen Eine Anpassung der Erlösobergrenze innerhalb der Regu­

lierungsperiode auf Grund der Änderungen der jährlich verbuchten Differenzen 

nach § 5 Abs.1 ARegV findet gemäß § 5 Abs.4 S.4 ARegV nicht statt. 

Die Bundesnetzagentur l1al gemäß § 5 Abs. 4 S. 1 ARegV i. V m § 34 Abs 2 

ARegV den Saldo des Regulierungskontos fLir die Kalenderjahre 2009, 2010 und 

2011 ermittelt. Die Ermittlung des Regulierungskontosaldos ist in Anlage R be­

schrieben. Der Ausgleich des Regulierungskontos erfolgt gemäß § 5 Abs . 4 S. 2 

ARegV durch gleichmäßig über die zweite Regulierungsperiode verteilte Zu- oder 

Abschläge. Die Hohe der zu berücksichtigenden Zu- oder Abschläge ist Anlage A1. 

Kalenderjährliche Erlösobergrenzen, Zellen E98 bis 1 98 zu entnehmen 

111. Meldepflichten 

Die Anordnung des Tenors zu 2) ergeht auf der Grundlage der § 29 Abs . 1 EnWG 

1.V m § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV. 

Gemaß § 4 Abs . 3 S 1 ARegV ist der Netzbetreiber bei einer Änderung des Ver­

braucherpreisgesamtindex nach § 8 ARegV verpflichtet, die Erlösobergrenze jeweils 

zum 1 Januar eines Kalenderjahres anzupassen. Gleiches gilt bei der Änderung von 

dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 4, 6 

bis 11 und 13, S 2 und 3 ARegV und volatilen Kostenanteilen gemäß § 11 Abs . 5 

ARegV. Einer erneuten Festlegung der Erlbsobergrenze bedarf es ausweislich § 4 

Abs 3 S.2 ARegV in diesen Fällen nicht. 

Die entsprechende Verpflichtung des Netzbetreibers zur Anpassung der Erlösober­

grenzen ist ausweislich der Verordnungsbegründung 1n der Festlegung aufzunehmen 

(BR-DrS.417 / 07. S.44 f ) Die Verpflichtung zur Anpassung der Erlösobergrenzen 
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wird daher gemäß§ 32 Abs.1 Nr.1 ARegV i.V.m. § 29 Abs.1 EnWG nochmals aus­

drücklich angeordnet. Dies dient der Durchsetzung der Rechtslage, da hiermit die 

Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzusetzen. 

IV. Netzübergänge 

Die Anordnung des Tenors zu 3.) ergeht auf Grundlage der§ 29 Abs .1 EnWG i.V.m 

§ 32 Abs.1 Nr.11 und § 28 Nr.8 ARegV. 

Gemäß § 28 Nr.8 ARegV ist der Netzbetreiber verpfltchtet, den Übergang von Net­

zen , Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV anzuzeigen . 

Nach Maßgabe der §§ 29 Abs.1 EnWG i.V.m. § 32 Abs.1 Nr.11 ARegV kann die 

Bundesnetzagentur Entscheidungen zu Umfang, Zeitpunkt und Form der nach den 

§§ 27 und 28 ARegV zu erhebenden und m1tzute1lenden Daten, insbesondere zu den 

zulässigen Datenträgern und Übertragungswegen treffen. In Ausübung dieser Be­

fugnis ordnet sie an, dass der Netzbetreiber ohne schuldhaftes Zögern den Über­

gang von Netzen, Netzzusammenschlüssen und -aufspaltungen nach § 26 ARegV 

anzuzeigen hat. Hierdurch wird sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur zeitnah 

von dem Sachverhalt erfährt und sicherstellen kann, dass die Vorgaben des § 26 

ARegV eingehalten werden. Die Anordnung dient der Durchsetzung der Rechtslage, 

da hiermit die Möglichkeit eröffnet wird, die Verpflichtung nach § 94 EnWG durchzu­

setzen. 

V. Gebühren 

Hinsichtlich der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid nach§ 91 EnWG. 

VI. Anlagenverweis 

Oie folgenden Anlagen sind Bestandteil dieses Beschlusses: 

• Anlage A1 (Kalenderjährliche Erlösobergrenzen), Anlage A2 (Effizienzver­

gleich}, 

• Anlage 1-NB (Kostendaten) nebst Anlage 1-NB (Gesamtkosten), Anlage 2.1­

NB (kalk. Abschreibungen) , Aniage 2.2-NB \kaik. RB\N), Aniage j-NB (BNV 
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1) , Anlage 4-NB (kalk. EKVZ), Anlage 5-NB (kalk . GewSt), Anlage 6-NB 

(kalk RBW + kalk. Abschreibungen) 

• 	 Anlage II (Beispielrechnung Kapitalkosten), Anlage III (Vergleichbarkeits­

rechnung) , Anlage IV (Überleitungsrechnung), Anlage V (Aufwandsparame­

ter) 

• 	 Anlage A.BM (Gutachten zum Efflzrenzvergleich VNB) 

• 	 Anlage PI (Pre1s1ndizes gern . § 6a GasNEV) und Anlage EKll-Zins (Ermitt­

lung des Zinssatzes gern. § 7 Abs. 7 GasNEV) 

• 	 Anlage R nebst Anlage R1 .1 (Saldo) , Anlage R1 .2. (Differenzbeträge), An­

lage R2 (Erlösobergrenze) inklusive Anlage R2.1 (Nachrechnung 2010) und 

Anlage R.2.2. (Nachrechnung 2011) sowie Anlage R3 (erzielbare Erlöse) 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann binnen einer Frist von einem Monat nach Zustellung 

Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist schnfthch bei der Bundesnetza­

gentur (Hausanschrift · Tulpenfeld 4, 53113 Bonn) einzureichen Es genügt, wenn die 

Beschwerde innerhalb der Frist bei dem Oberlandesgericht Düsseldorf (Hausan­

schrift. Cecilienallee 3, 40474 Düsseldorf) eingeht. 

Die Beschwerde ist zu begründen. Die Frist für die Beschwerdebegründung beträgt 

einen Monat Sie beginnt mit der Einlegung der Beschwerde und kann auf Antrag 

von dem oder der Vorsitzenden des Beschwerdegerichts verlangert werden . Die Be­

schwerdebegründung muss die Erklärung, inwieweit der Beschluss angefochten und 

seine Abänderung oder Aufhebung beantragt wird, und die Angabe der Tatsachen 

und Beweismittel , auf die sich die Beschwerde stützt, enthalten. Die Beschwerde­

schrift und Beschwerdebegründung müssen durch einen Rechtsanwalt unterzeichnet 

sein , 
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Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung (§ 76 Abs.1 EnWG). 

Bonn, den 03.04.2014 

Vorsitzender Beisitzer Beisitzer 

~ 

\ 

\ / { t' { ·~. 
1 

\J 
, Roland Naas 
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